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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zum Schutz des Olympischen Friedens 

(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die Bundesrepublik Deutschland hat mit der Durchführung der 
Spiele der XX. Olympiade München 1972 zugleich die Ver- 
pflichtung für einen friedlichen, störungsfreien und möglichst 
harmonischen Ablauf der Spiele übernommen. Es muß damit 
gerechnet werden, daß die Spiele der XX. Olympiade München 
1972 zu Demonstrationen und Aktionen benutzt werden, die 
bewußt auf eine Störung dieser Spiele abzielen. 


B. Lösung 

Das Gesetz zum Schutz des Olympischen Friedens ermöglicht 
den Ländern in Gebieten und Bereichen, die mit dem Ablauf 
der Spiele im Zusammenhang stehen, durch Rechtsverordnun- 
gen öffentliche Versammlungen unter freiem Himmel und Auf- 
züge generell zu verbieten und Verstöße hiergegen als Ord- 
nungswidrigkeiten zu ahnden. Der Ausschußbeschluß erging 
einstimmig. 


C. Alternativen 

Siehe Zusammenstellung der Beschlüsse, Seite 3. 


D. Kosten 

Kosten sind nicht zu erwarten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
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über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zum Schutz des Olympischen 

Friedens 

— Drucksache Vl/3202 — 


A. Bericht der Abgeordneten Liedtke 
und Dr. Schneider (Nürnberg) 


1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf wurde von den drei Fraktio- 
nen am 29. Februar 1972 beim Deutschen Bundestag 
eingebracht und von diesem in der 178. Sitzung am 
16. März 1972 nach kurzer Aussprache an den 
Innenausschuß federführend und an den Sonderaus- 
schuß für Sport und Olympische Spiele mitberatend 
überwiesen. Der Sonderausschuß hat am 13. April 
1972 zu dem Gesetzentwurf Stellung genommen. 
Der Innenausschuß hat seine Beratungen in der 
Sitzung am 13. April 1972 abgeschlossen. 

Der Innenausschuß hat ebenso wie der Sonder- 
ausschuß für Sport und Olympische Spiele den vom 
Bundesrat beschlossenen Gesetzentwurf — BR-Druck- 
sache 80/72 (Beschluß) — gemäß § 60 Abs. 2 Satz 3 
der Geschäftsordnung in seine Überlegungen mit 
einbezogen. Im Ausschuß bestand Übereinstimmung 
über die Notwendigkeit zum Erlaß dieses Gesetzes. 
Allerdings hielt der Ausschuß es aus zeitlichen 
Gründen für erforderlich und auch ausreichend, die 
Landesregierungen zu ermächtigen, durch Rechts- 
verordnungen Vorschriften zum Schutz des Olym- 
pischen Friedens zu erlassen. 

II. Zu den einzelnen Vorschriften 

§ 1 

Hinsichtlich der Ermächtigung, Rechtsverordnun- 
gen zu erlassen, siehe Ausführungen zu I. 


Die räumliche Abgrenzung der Bannkreise soll 
den Landesregierungen überlassen bleiben, da diese 
sich an den verschiedenen räumlichen Gegeben- 
heiten orientieren müssen. Darüber hinaus sollen 
die Landesregierungen die Möglichkeit haben, durch 
Rechtsverordnung Ausnahmen vom Verbot in Ab- 
satz 2 zuzulassen. 

§ 2 

Auf die Begründung des Interfraktionellen An- 
trags — Drucksache VI/3202 — wird Bezug genom- 
men. 

§ 3 

Der Ausschuß hielt es für erforderlich, abweichend 
von der Regelung im Versammlungsgesetz eine 
Ahndung von Verstößen als Ordnungswidrigkeit 
zu ermöglichen. Durch die Einführung des Ord- 
nungswidrigkeitenrechts wird den zuständigen Lan- 
desbehörden die Möglichkeit gegeben, Verstöße 
nach dem Opportunitätsprinzip zu verfolgen. 

§ 4 

Übernahme der üblichen Berlin-Klausel. 

§ 5 

Der Ausschuß schließt sich den Überlegungen des 
Bundesrates hinsichtlich der Gültigkeitsdauer des 
Gesetzes an. 


Bonn, den 13. April 1972 


Liedtke Dr. Schneider (Nürnberg) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3202 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 13. April 1972 

Der Innenausschuß 

Liedtke 

Dr. Schäfer (Tübingen) Dr. Schneider (Nürnberg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Drudesache VI/3337 


Zusammenstellung 

des 

von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zum Schutz des Olympischen Friedens 

— Drucksache VI/3202 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zum Schutz des Olympischen Friedens 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Zum Schutz des Olympischen Friedens bei den 
Spielen der XX. Olympiade München 1972 können 
in Gebieten und Bereichen, die mit dem Ablauf der 
Spiele im Zusammenhang stehen, durch Landes- 
gesetz Öffentliche Versammlungen unter freiem Him- 
mel und Aufzüge verboten werden. Die Verbote 
sollen grundsätzlich nicht über eine 500 m breite 
Zone um die Gebiete und Bereiche hinausgehen. 


§ 2 

Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Arti- 
kel 8 des Grundgesetzes) wird durch dieses Gesetz 
eingeschränkt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zum Schutz des Olympischen Friedens 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

§ 1 

(1) Zum Schutz des Olympischen Friedens kön- 
nen die Landesregierungen durch Rechtsverordnung 
für die Dauer der Spiele der XX. Olympiade 1972 
oder einzelner Veranstaltungen dieser Spiele auf 
befristete Zeit ausreichend bemessene befriedete 
Bannkreise um Anlagen und sonstige Örtlichkeiten 
legen, die unmittelbar den Veranstaltungen der 
Olympischen Komitees dienen. 

(2) öffentliche Versammlungen unter freiem 
Himmel und Aufzüge sind innerhalb der befriedeten 
Bannkreise verboten. Die Landesregierungen kön- 
nen durch Rechtsverordnung Ausnahmen von dem 
Verbot zulassen. 

§ 2 

Das Grundrecht des Artikels 8 des Grundgesetzes 
wird durch § 1 eingeschränkt. 


§ 3 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, 

1. wer zu einer Versammlung oder einem Aufzug, 
die nach § 1 Abs. 2 verboten sind, auffordert, 

2. wer als Veranstalter oder Leiter eine Versamm- 
lung oder einen Aufzug, die nach § 1 Abs. 2 ver- 
boten sind, durchführt. 
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Entwurf Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. wer an einer Versammlung oder einem Aufzug 
teilnimmtr die nach § 1 Abs. 2 verboten sind. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§3 § 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1972 in Kraft. Es 
düng in Kraft. Seine Gültigkeit endet mit dem Ab- tritt am 31. Dezember 1972 außer Kraft. 

lauf des ... (15. September 1972). 
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